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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes
 und anderer Gesetze

 A.  Problem und Ziel

 §  7b  des  Güterkraftverkehrsgesetzes  (GüKG)  stimmt  nicht  mehr  mit  der  geän-
 derten  Rechtslage  und  Terminologie  der  ausländerrechtlichen  Vorschriften  über-
 ein.  Darüber  hinaus  bedarf  es  weiterer  Änderungen  im  Hinblick  auf  den  Beitritt
 von Bulgarien und Rumänien zur Europäischen Gemeinschaft.

 Unternehmen,  die  nur  zum  Schein  eine  Niederlassung  im  Inland  gründen,  soll  es
 erschwert  werden,  eine  Erlaubnis  für  den  gewerblichen  Güterkraftverkehr  zu  er-
 halten.

 Vorschriften  über  die  Kontrolle  des  gewerblichen  Güterkraftverkehrs  werden
 den  Erfordernissen  der  Praxis  angepasst.  So  soll  sichergestellt  werden,  dass  im
 Zuge  der  zunehmenden  Digitalisierung  von  Dokumenten,  die  Kontrollbehörden
 auch  Zugang  zu  den  erforderlichen  Unterlagen  erhalten,  auch  wenn  diese  nur  in
 elektronischer  Form  vorliegen.  Schließlich  wird  die  Effizienz  der  Kontrollen
 erhöht,  indem  u.  a.  die  Kontrollkräfte  des  Bundesamtes  für  Güterverkehr  die
 Befugnis  erhalten,  auch  die  Fahrerlaubnis  überprüfen  zu  können.  Bisher  musste
 bei  Zweifeln  an  der  Fahrberechtigung  die  Polizei  der  Länder  hinzugezogen  wer-
 den,  was  mit  erheblichem  Zeitaufwand  für  das  Bundesamt  für  Güterverkehr,  die
 Polizei der Länder und die betroffenen Fahrer verbunden war.

 Einer  Empfehlung  des  Bundesrechnungshofes  folgend  soll  die  Marktbeobach-
 tung  für  den  Verkehr  ausgebaut,  um  sekundärstatistische  Analysen  erweitert  und
 die  Güterkraftverkehrsstatistik  effizienter  erstellt  werden.  Derzeit  sind  sowohl
 das  Bundesamt  für  Güterverkehr  wie  auch  das  Kraftfahrt-Bundesamt  für  die  Da-
 tenerhebung  der  Statistik  für  den  gewerblichen  Güterkraftverkehr  und  den
 Werkverkehr  zuständig.  Die  Zuständigkeiten  werden  künftig  beim  Kraft-
 fahrt-Bundesamt gebündelt.

 B.  Lösung

 Der  Gesetzentwurf  enthält  die  erforderlichen  Anpassungen  und  Verbesserungen.

 C.  Alternativen

 Keine
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D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Keine

 2.  Vollzugsaufwand

 Keiner

 E.  Sonstige Kosten

 Durch  das  Gesetz  entstehen  für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für  mittelständische
 Unternehmen,  keine  Kosten.  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere
 auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Es  werden  zwei  Informationspflichten  der  Wirtschaft  modifiziert.  Die  Ände-
 rungen haben keine Auswirkungen auf die Bürokratiekosten.

 Es  werden  zwei  Informationspflichten  der  Verwaltung  abgeschafft  und  eine
 modifiziert.  Für  Bürger  und  Bürgerinnen  werden  keine  Informationspflichten
 eingeführt, abgeschafft oder modifiziert.
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Anlage 1
 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes
 und anderer Gesetze

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes

 Das  Güterkraftverkehrsgesetz  vom  22.  Juni  1998
 (BGBl.  I  S.  1485),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  4  des
 Gesetzes  vom  19.  Juli  2007  (BGBl.  I  S.  1460),  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  In §  3 Abs.  2 wird nach Satz  1 folgender Satz  eingefügt:

 „Ein  Sitz  im  Sinne  des  Satzes  1  liegt  vor,  wenn  das  An-
 trag  stellende  Unternehmen  am  betreffenden  Ort  nach-
 weist

 1.  eine  Einrichtung,  die  geeignet  und  bestimmt  ist,  eine
 stetige  und  dauerhafte  Teilnahme  am  Wirtschaftsle-
 ben  zu  ermöglichen,  insbesondere  die  erforderlichen
 Räumlichkeiten,  in  denen  die  Geschäftsunterlagen
 aufbewahrt werden,

 2.  eine  dem  Unternehmenszweck  entsprechende  Tätig-
 keit und

 3.  eine  zum  selbständigen  Handeln  befugte  und  mit  den
 Geschäftsvorgängen vertraute Person.“

 2.  In  §  5  Satz  2  werden  die  Wörter  „Estland  und  Ungarn“
 durch  die  Wörter  „Estland,  Ungarn,  der  Republik  Bulga-
 rien und der Republik Rumänien.“ ersetzt.

 3.  §   7b Abs.  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „einer  gültigen  Arbeits-
 genehmigung  (§  284  des  Dritten  Buches  Sozialge-
 setzbuch)  ist  oder  einer  solchen  nach  §  284  Abs.  1
 Satz  2  Nr.  2  oder  3  des  Dritten  Buches  Sozialgesetz-
 buch)  nicht  bedarf“  durch  die  Wörter  „eines  gültigen
 Aufenthaltstitels  ist,  der  die  Beschäftigung  erlaubt
 (§  4  Abs.  3  Satz  1  des  Aufenthaltsgesetzes),  oder
 eines  solchen  nicht  bedarf  (§  4  Abs.  3  Satz  2  des  Auf-
 enthaltsgesetzes)“ ersetzt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Der  Unternehmer  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  ausländi-
 sches Fahrpersonal

 1.  den Pass, Passersatz oder Ausweisersatz und

 2.  den Aufenthaltstitel

 mitführt.

 c)  Nach Satz  2 wird folgender Satz  eingefügt:

 „Der  Aufenthaltstitel  kann  durch  eine  von  einer  inlän-
 dischen  Behörde  ausgestellte  gültige  Fahrerbescheini-
 gung  nach  Artikel  3  Abs.  1  der  Verordnung  (EWG)
 Nr.  881/92 ersetzt werden.“

 4.  §  7c Satz  1 Nr.  1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  nicht  Inhaber  einer  Erlaubnis  nach  §  3  oder  einer
 Berechtigung  nach  §  6  oder  einer  Gemeinschafts-
 lizenz  ist,  oder  die  Erlaubnis,  Berechtigung  oder
 Lizenz unzulässig verwendet,“.

 5.  In §  11 Abs.  2 Nr.  3 werden

 a)  in  Buchstabe  l  das  Wort  „und“  durch  ein  Komma
 ersetzt,

 b)  in  Buchstabe  m  der  Punkt  durch  ein  Komma  ersetzt
 und

 c)  folgende Buchstaben n und o angefügt:

 „n)  die  Erlaubnis-  und  Ausweispflicht  beim  Führen
 von  Kraftfahrzeugen  zur  Straßengüterbeför-
 derung und

 o)  das  Sonn-  und  Feiertagsfahrverbot  sowie  die
 Ferienreiseverordnung.“

 6.  §  12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz  3 und 4 wird wie folgt gefasst:

 „Das  Fahrpersonal  hat,  soweit  erforderlich,  den  Be-
 auftragten  des  Bundesamtes  unverzüglich  die  zur
 Erfüllung  der  Überwachungsaufgabe  erforderlichen
 Auskünfte  wahrheitsgemäß  nach  bestem  Wissen  und
 Gewissen  zu  erteilen,  vorhandene  Hilfsmittel  zur  Ver-
 fügung  zu  stellen  sowie  Hilfsdienste  zu  leisten.  Die
 Verpflichtung  nach  Satz  3  besteht  nicht,  soweit  ihre
 Erfüllung  für  das  Fahrpersonal  oder  einen  der  in  §  383
 Abs.  1  Nr.  1  bis  3  der  Zivilprozessordnung  bezeichne-
 ten  Angehörigen  die  Gefahr  einer  Verfolgung  wegen
 einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit begründet.“

 b)  Absatz 4 Satz  1 Nr.  2 wird wie folgt gefasst:

 „2.  alle  geschäftlichen  Schriftstücke  und  Datenträger,
 insbesondere  Aufzeichnungen,  Frachtbriefe  und
 Unterlagen  über  den  Fahrzeugeinsatz  einsehen
 und  hieraus  Abschriften,  Auszüge,  Ausdrucke
 und  Kopien  anfertigen  oder  elektronisch  gespei-
 cherte  Daten  auf  eigene  Datenträger  übertragen.“

 c)  Absatz 6 Nr.  5 wird wie folgt gefasst:

 „5.  §  18  Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  a  oder  Abs.  3  Nr.  2
 Buchstabe a des Tierschutzgesetzes oder“.

 d)  Folgender Absatz 7 wird angefügt:

 „(7)  Erfolgen  Werbemaßnahmen  oder  veröffent-
 lichte  Anzeigen  oder  Angebote  ohne  Angabe  von
 Name  und  Anschrift  oder  unter  einer  Chiffre  und  be-
 stehen  in  vorgenannten  Fällen  Anhaltspunkte  für  un-
 genehmigten  Güterkraftverkehr  oder  die  Aufforde-
 rung  hierzu,  können  das  Bundesamt  oder  die  nach
 §  21a  zuständigen  Behörden  von  demjenigen,  der  die
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Anzeige  oder  das  Angebot  veröffentlicht  hat,  Aus-
 kunft  über  Namen  und  Anschrift  des  Auftraggebers
 der Chiffreanzeige verlangen.“

 7.  §  14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  das  Wort  „Güterverkehr“  durch
 das Wort „Verkehr“ ersetzt.

 bb)  Satz  2 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Marktbeobachtung  umfasst  den  Eisenbahn-,
 Straßen-  und  Binnenschiffsgüterverkehr  sowie
 den Luftverkehr.“

 cc)  In  Satz  3  wird  das  Wort  „Fehlentwicklung“  durch
 das Wort „Entwicklung“ ersetzt.

 b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz  angefügt:

 „Es  bereitet  dazu  Daten  aus  dem  Verwaltungsvollzug
 auf  und  erstellt  oder  betreut  kurz-  und  mittelfristige
 Prognosen zum Güter- und Personenverkehr.“

 c)  In  Absatz  3  Satz  1  werden  hinter  den  Wörtern  „Statis-
 tischen  Bundesamt“  ein  Komma  und  die  Wörter  „dem
 Kraftfahrt-Bundesamt“ eingefügt.

 8.  In  §  15  Abs.  4  Nr.  3  werden  nach  den  Wörtern  „in  der  je-
 weils  geltenden  Fassung“  die  Wörter  „sowie  durch  das
 Gesetz  zur  Sicherung  von  Verkehrsleistungen  vom
 23.  Juli  2004  (BGBl.  I  S.  1865)  in  der  jeweils  geltenden
 Fassung“ eingefügt.

 9.  In  §  20  wird  nach  Absatz  1  folgender  Absatz  1a  einge-
 fügt:

 „(1a)  In  den  Fällen  des  Absatzes  1  Satz  1  haben  die
 Beauftragten  des  Bundesamtes  bei  Gefahr  im  Verzuge
 das  Recht  zur  Anordnung  von  Sicherheitsleistungen  nach
 §  46  Abs.  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkeiten  in
 Verbindung  mit  §  132  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1,  Satz  2,  Abs.  2
 der Strafprozessordnung.“

 Artikel 2

 Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes

 Das  Verkehrsstatistikgesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  20.  Februar  2004  (BGBl.  I  S.  318),  geändert
 durch  Artikel  90  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  2006
 (BGBl.  I  S.  2407), wird wie folgt geändert:

 1.  §  9 Abs.  1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Zur  Durchführung  der  Güterkraftverkehrsstatistik
 nach §  1 Nr.  3 übermittelt

 1.  das  Kraftfahrt-Bundesamt  aus  dem  Zentralen  Fahr-
 zeugregister  die  amtlichen  Kennzeichen  der  im  Stich-
 probenverfahren  ermittelten  Lastkraftfahrzeuge  so-
 wie  die  Namen  und  Anschriften  der  Fahrzeughalter  an

 die  für  die  Güterkraftverkehrsstatistik  zuständige
 Stelle im Kraftfahrt-Bundesamt;

 2.  die  für  die  Güterkraftverkehrsstatistik  zuständige
 Stelle  im  Kraftfahrt-Bundesamt  die  von  den  Unter-
 nehmen  mitgeteilten  amtlichen  Kennzeichen  der
 Lastkraftfahrzeuge  und  der  Kraftfahrzeuganhänger  an
 das  Zentrale  Fahrzeugregister  des  Kraftfahrt-Bundes-
 amtes,  das  dieser  Stelle  die  anhand  der  Kennzeichen
 aus  dem  Zentralen  Fahrzeugregister  ermittelten  fahr-
 zeugbezogenen  Merkmale  nach  §  7  Abs.  1  Nr.  1  mit-
 teilt.“

 2.  In  §  10  Abs.  1  werden  die  Wörter  „beim  Bundesamt  für
 Güterverkehr und“ gestrichen.

 3.  §  27 Abs.  2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Die  Erhebung  und  Aufbereitung  der  Daten  nach
 §  1  Nr.  3  in  Verbindung  mit  §  7  (Güterkraftverkehrssta-
 tistik) wird vom Kraftfahrt-Bundesamt durchgeführt.“

 4.  §  29 Abs.  1 wird wie folgt gefasst:

 „(1) Es veröffentlichen

 1.  das  Kraftfahrt-Bundesamt  die  Ergebnisse  der  Erhe-
 bung  nach  §  1  Nr.  3  in  Verbindung  mit  §  7  (Güter-
 kraftverkehrsstatistik),

 2.  das  Bundesamt  für  Güterverkehr  die  Ergebnisse  der
 Erhebung  nach  §  1  Nr.  4  in  Verbindung  mit  §  8  (Un-
 ternehmensstatistik des Güterkraftverkehrs).“

 Artikel 3

 Änderung des Straßenverkehrsgesetzes

 In  §  52  Abs.  2  des  Straßenverkehrsgesetzes  in  der  Fas-
 sung  der  Bekanntmachung  vom  5.  März  2003  (BGBl.  I
 S.  310,  919),  das  zuletzt  durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vom
 14.  August  2006  (BGBl.  I  S.  1958)  geändert  worden  ist,
 werden  nach  den  Wörtern  „für  Verkehrs-  und  Grenzkontrol-
 len  zuständigen  Stellen“  die  Wörter  „sowie  an  die  für  Stra-
 ßenkontrollen zuständigen Stellen.“ eingefügt.

 Artikel 4

 Neubekanntmachung

 Das  Bundesministerium  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtent-
 wicklung  kann  den  Wortlaut  des  Güterkraftverkehrsgesetzes
 in  der  vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetze  an  geltenden  Fas-
 sung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

 Artikel 5

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  ersten  Tag  des  zweiten  auf  die  Ver-
 kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Wesentlicher Inhalt des Gesetzes

 Mit  der  Änderung  des  Güterkraftverkehrsgesetzes  (GüKG)
 erfolgt  eine  Anpassung  an  die  geänderte  Rechtslage  und  Ter-
 minologie  des  Aufenthaltsgesetzes.  Zudem  erfolgen  durch
 den  Beitritt  von  Bulgarien  und  Rumänien  zur  Europäischen
 Gemeinschaft  erforderlich  gewordene  Anpassungen.  Durch
 Ergänzung  des  §  3  GüKG  wird  die  Tätigkeit  von  Scheinfir-
 men  erschwert.  Schließlich  wird  die  Effizienz  der  Kontrollen
 erhöht,  indem  u.  a.  die  Kontrollkräfte  des  Bundesamtes  für
 Güterverkehr  auch  die  Fahrerlaubnis  überprüfen  können.
 Bisher  musste  bei  Zweifeln  an  der  Fahrberechtigung  die
 Polizei  der  Länder  hinzugezogen  werden,  was  mit  erheb-
 lichem  Zeitaufwand  für  das  Bundesamt  für  Güterverkehr,  die
 Polizei  der  Länder  und  die  betroffenen  Fahrer  verbunden
 war.

 Einer  Empfehlung  des  Bundesrechnungshofes  folgend  soll
 die  Marktbeobachtung  für  den  Verkehr  ausgebaut,  um
 sekundärstatistische  Analysen  erweitert  und  die  Güterkraft-
 verkehrsstatistik  effizienter  erstellt  werden.  Derzeit  sind  so-
 wohl  das  Bundesamt  für  Güterverkehr  wie  auch  das  Kraft-
 fahrt-Bundesamt  für  die  Datenerhebung  der  Statistik  für  den
 gewerblichen  Güterkraftverkehr  und  den  Werkverkehr  zu-
 ständig.  Die  Zuständigkeiten  werden  künftig  beim  Kraft-
 fahrt-Bundesamt gebündelt.

 II.  Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  für  die  Änderung
 des  Güterkraftverkehrsgesetzes  und  des  Straßenverkehrsge-
 setzes  (Artikel  1  und  3)  ergibt  sich  aus  Artikel  74  Abs.  1
 Nr.  22  in  Verbindung  mit  Artikel  72  Abs.  2  des  Grundgeset-
 zes  (GG).  Die  Regelungen  sind  zur  Wahrung  der  Rechts-  und
 Wirtschaftseinheit  im  Sinne  des  Artikels  72  Abs.  2  GG  er-
 forderlich:

 Unterschiedliche  Regelungen  in  den  Ländern  zu  dem  Sitz
 des  Unternehmens,  zu  den  Rechtsfolgen  auf  Grund  des  Bei-
 tritts  von  Bulgarien  und  Rumänien  zur  Europäischen  Ge-
 meinschaft,  zu  den  vom  Fahrer  mitzuführenden  Dokumen-
 ten  im  Hinblick  auf  die  Änderung  des  Aufenthaltsgesetzes
 und  zu  der  Verantwortung  des  Auftraggebers  zur  Verhinde-
 rung  der  Ausführung  von  unzulässigem  Kabotageverkehr
 (Artikel  1  Nr.  1,  2,  3  und  4)  bergen  die  konkrete  Gefahr  einer
 nicht hinnehmbaren Rechtszersplitterung:

 Eine  Vielzahl  von  Regelungen  auf  Länderebene  bei  den  Vor-
 schriften  im  Hinblick  auf  den  Beitritt  von  Rumänien  und
 Bulgarien  zur  Europäischen  Union  (Artikel  1  Nr.  2)  würde
 dazu  führen,  dass  bei  demselben  Transport  durch  mehrere
 Länder  dieser  Transport  in  einem  Teil  der  Länder  gegen  das
 Kabotageverbot  verstoßen  würde,  während  dies  in  anderen
 Ländern nicht der Fall wäre.

 Entsprechendes  gilt  für  die  Verantwortung  des  Auftragge-
 bers  zur  Verhinderung  der  Ausführung  von  unzulässigem
 Kabotageverkehr (Artikel 1 Nr.  4).

 Unterschiedliche  Regelungen  auf  Länderebene  im  Hinblick
 auf  das  geänderte  Aufenthaltsgesetz  (Artikel  1  Nr.  3)  würde
 zu  nicht  hinnehmbarer  Rechtsunsicherheit  bei  den  Unterneh-
 men  im  Hinblick  auf  die  mitzuführenden  Dokumente  und  zu
 Problemen bei den Kontrollen durch die Behörden führen.

 Darüber  hinaus  sind  bundeseinheitliche  Regelungen  auch
 zur  Wahrung  der  Wirtschaftseinheit  im  Sinne  des  Artikels  72
 Abs.  2 GG erforderlich:

 Das  Güterkraftverkehrsgewerbe  ist  länderübergreifend  mo-
 bil.  Unterschiedliche  Regelungen  durch  die  einzelnen  Län-
 der  könnten  deshalb  zu  Wettbewerbsverzerrungen  und  zu
 Problemen  bei  Kontrollen  führen  (z.  B.  wenn  die  Länder  un-
 terschiedliche  Regelungen  über  die  mitzuführenden  Doku-
 mente  treffen  könnten).  Im  Interesse  der  Verkehrssicherheit
 und  der  gleichmäßigen  Überwachung  sind  bundeseinheit-
 liche  Regelungen  unverzichtbar.  Andernfalls  besteht  die
 Gefahr  ungleicher  Wettbewerbsbedingungen  je  nachdem,  in
 welchen  Ländern  die  einzelnen  Gewerbetreibenden  tätig
 sind.  Unterschiedliche  Regelungen  auf  Länderebene  in  Be-
 zug  auf  die  nähere  Definition  des  Sitzes  eines  Unternehmens
 (Artikel  1  Nr.  1)  würde  zu  Rechtsunsicherheiten  bei  den  be-
 treffenden  Unternehmen  führen  und  die  Verlagerung  von
 Unternehmenssitzen  in  unzumutbarer  Weise  erschweren.
 Zudem  bestünde  auch  die  konkrete  Gefahr,  dass  Erlaubnisse
 zum  gewerblichen  Güterkraftverkehr  unter  unterschied-
 lichen  Voraussetzungen  von  den  Behörden  der  Länder  erteilt
 würden.  Auch  dadurch  entstünden  nicht  hinnehmbare  Wett-
 bewerbsverzerrungen.  Ungleiche  Wettbewerbsbedingungen
 im  besonderen  Gewerbezweig  des  Güterkraftverkehrs  füh-
 ren  zu  erheblichen  Nachteilen  für  die  Gesamtwirtschaft,  die
 vermieden  werden  müssen.  Eine  bundeseinheitliche  Rege-
 lung  ist  auch  deshalb  geboten,  weil  das  Gesetz  Änderungen
 und  Ergänzungen  von  bundesgesetzlichen  Regelungen  vor-
 nimmt.

 Die  Gesetzgebungskompetenz  im  Hinblick  auf  Artikel  2
 (Verkehrsstatistikgesetz)  ergibt  sich  aus  Artikel  73  Abs.  1
 Nr.  11 GG.

 IV. Kosten

 Kosten,  insbesondere  für  die  Wirtschaft  und  die  sozialen
 Sicherungssysteme  entstehen  nicht.  Auswirkungen  auf  die
 Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Ver-
 braucherpreisniveau,  sind  nicht  zu  erwarten,  da  Kosten  für
 die  private  Wirtschaft  und  private  Verbraucher  nicht  ent-
 stehen.

 B. Zu den einzelnen Vorschriften

 Zu Artikel 1

 Zu Nummer 1  (§  3)

 Die  Ergänzung  des  §  3  GüKG  ist  aus  Klarstellungsgründen
 erforderlich,  um  einer  missbräuchlichen  Ausnutzung  der
 vom  EG-Vertrag  garantierten  Niederlassungsfreiheit  bereits
 im Erteilungsstadium entgegenzuwirken.
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Im  Güterkraftverkehrsgewerbe  ist  zunehmend  zu  beobach-
 ten,  dass  im  EU-Ausland  gegründete  und  ansässige  Unter-
 nehmen  eine  Scheinniederlassung  im  Inland  ausschließlich
 zu  dem  Zweck  gründen,  auf  diesem  Wege  eine  Erlaubnis  für
 die  Ausübung  gewerblichen  Güterverkehrs  im  Inland  oder
 aber  eine  kontingentierte  CEMT-Genehmigung  zu  beanspru-
 chen.

 Eine  den  Vorgaben  des  Europäischen  Gerichtshofs  (EuGH)
 genügende  Ausübung  der  Niederlassungsfreiheit  im  Sinne
 einer  auf  Dauer  angelegten  Eingliederung  in  die  Volkswirt-
 schaft  des  Aufnahmestaates  ist  dabei  jedoch  regelmäßig
 nicht  zu  verzeichnen.  Vielmehr  handelt  es  sich  oftmals  um
 bloße  Briefkastenunternehmen  ohne  jegliche  feste  Betriebs-
 stätten  im  Inland.  Auch  ist  weder  eine  dauerhafte  Integration
 in  das  Wirtschaftsleben  des  Aufnahmestaates  gegeben  noch
 ist  eine  solche  überhaupt  beabsichtigt.  Alleiniges  Entschei-
 dungszentrum ist und bleibt der Sitz im Ausland.

 Im  Falle  der  Beantragung  einer  Erlaubnis  führt  dies  –  man-
 gels  tatsächlicher  Niederlassung  –  de  facto  zu  einer  Umge-
 hung  der  Kabotagebeschränkungen.  Denn  insoweit  berech-
 tigt  die  Erlaubnis  zur  Durchführung  einer  unbegrenzten
 Anzahl  von  Inlandsbeförderungen,  während  unter  Geltung
 der  Verordnung  (EWG)  Nr.  3118/93  des  Rates  vom  25.  Ok-
 tober  1993  zur  Festlegung  der  Bedingungen  für  die  Zulas-
 sung  von  Verkehrsunternehmen  zum  Güterkraftverkehr  in-
 nerhalb  eines  Mitgliedstaates,  in  dem  sie  nicht  ansässig  sind,
 reine  Inlandsbeförderungen  in  einem  anderen  als  dem  Sitz-
 oder Niederlassungsstaat begrenzt sind.

 Im  Falle  der  Beantragung  einer  CEMT-Genehmigung  führt
 dies  zu  einer  unzulässigen  Beanspruchung,  gegebenenfalls
 auch  zu  einer  Ausschöpfung  des  CEMT-Kontingents,  zu
 Lasten  tatsächlich  im  Inland  niedergelassener  Transport-
 unternehmen.

 Demzufolge  ist  es  erforderlich,  eine  Konkretisierung  des  Be-
 griffs  des  Sitzes  als  Erteilungsvoraussetzung  in  §  3  aufzu-
 nehmen.  Die  genannten  Kriterien  schreiben  die  vom  EuGH
 aufgestellten  Kriterien  fest.  Unter  dem  Deckmantel  der
 Niederlassungsfreiheit  in  Wahrheit  die  Dienstleistungsfrei-
 heit  in  Anspruch  nehmende  Unternehmen  sollen  auf  diese
 Weise  bereits  im  Erteilungsstadium  ausgeschieden  werden.
 Um  den  zuständigen  Behörden  Kontrollen  zu  ermöglichen,
 bedarf  es  auf  Seiten  des  Unternehmens  auch  einer  mit  den
 Geschäftsvorgängen vertrauten Person.

 Als  Antragsvoraussetzung  liegt  die  Beweislast  insoweit
 beim  Antragsteller.  An  ihm  ist  es  zu  beweisen,  dass  die  von
 ihm  unterhaltene  Niederlassung  im  Inland  den  Anforderun-
 gen des §  3 Abs.1 Satz  2 GüKG genügt.

 Zu Nummer 2 (§  5)

 Mit  dem  1.  Januar  2007  sind  zuletzt  die  Republik  Bulgarien
 und  die  Republik  Rumänien  der  Europäischen  Union  bei-
 getreten.  Damit  ist  es  Unternehmen  mit  Sitz  in  einem  der
 Beitrittsstaaten  ab  diesem  Zeitpunkt  auch  grundsätzlich
 möglich,  auf  der  Grundlage  einer  Gemeinschaftslizenz  im
 gesamten  Gemeinschaftsgebiet  grenzüberschreitende  Beför-
 derungen durchzuführen.

 Beförderungen,  bei  denen  der  Be-  und  der  Entladeort  in
 einem  Mitgliedstaat  liegt,  in  dem  das  Unternehmen  keinen
 Sitz  und  keine  Niederlassung  hat  (Kabotage),  sind  jedoch

 nach  den  Beitrittsverträgen  während  einer  Übergangszeit
 nicht zulässig.

 Durch  die  Gesetzesänderung  wird  sichergestellt,  dass  die
 Gemeinschaftslizenzen  dieser  Beitrittsstaaten  nicht  als  gü-
 terkraftverkehrsrechtliche  Erlaubnis,  auf  deren  Grundlage
 Binnenbeförderungen  durchgeführt  werden  können,  aner-
 kannt werden.

 Zu Nummer 3 (§  7b)

 Die  Änderung  ist  erforderlich  in  Anpassung  an  das  am
 1.  Januar  2005  in  Kraft  getretene  Zuwanderungsgesetz,  ins-
 besondere  das  Aufenthaltsgesetz,  das  eine  neue  Regelung
 der Systematik der Aufenthaltstitel vorsieht.

 Insoweit  handelt  es  sich  bei  der  vorliegenden  Änderung  um
 eine redaktionelle Änderung.

 Die  nach  altem  Recht  erteilten  Aufenthaltsgenehmigungen
 gelten nach §  105 des Aufenthaltsgesetzes fort.

 Zu Nummer 4 (§  7c Satz  1 Nr.  1)

 Es  wird  sichergestellt,  dass  der  Auftraggeber  die  Leistungen
 aus  dem  Vertrag  auch  dann  nicht  ausführen  lassen  darf,  wenn
 er  weiß  oder  fahrlässig  nicht  weiß,  dass  der  Unternehmer
 durch  die  Ausführung  des  Auftrags  unzulässigen  Kabotage-
 verkehr betreiben würde.

 Zu Nummer 5  (§  11 Abs.  2 Nr.  3 Buchstabe n und o)

 Der  Überwachungsauftrag  des  §  11  Abs.  2  Nr.  3  GüKG  wird
 um  die  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Rechtsvorschriften
 des  Fahrerlaubnisrechts  beim  Führen  von  Kraftfahrzeugen
 zur Straßengüterbeförderung erweitert.

 Für  diese  Aufgabenerweiterung  sind  folgende  Gründe  aus-
 schlaggebend:

 Die  Fahrerlaubnis  ist  Grundvoraussetzung  für  das  Führen
 eines  Kraftfahrzeugs  im  öffentlichen  Straßenverkehr.  Sie
 stellt  insoweit  eine  grundlegende  und  unerlässliche  Quali-
 fikation  der  Kraftfahrzeugführer  dar.  Dies  gilt  in  besonderem
 Maße  auch  für  das  in  der  Straßengüterbeförderung  tätige
 Fahrpersonal.  Es  besteht  daher  ein  starkes  Bedürfnis  an  der
 stetigen  Überprüfung  der  Fahrberechtigung  zum  Führen
 eines  Kraftfahrzeuges  zur  gewerblichen  Straßengüterbeför-
 derung.

 Um  diesem  Kontrollbedürfnis  gerecht  zu  werden,  ist  es  sinn-
 voll,  den  Überwachungsauftrag  des  Bundesamtes  zu  erwei-
 tern  und  den  gewerblichen  Güterkraftverkehr  nunmehr  auch
 im  Hinblick  auf  die  Überprüfung  der  Fahrerlaubnis  einer
 umfassenden  Verkehrsüberwachung  durch  das  Bundesamt
 zu unterziehen.

 Das  Bundesamt  tritt  als  Überwachungsinstanz  damit  neben
 die  insoweit  auch  weiterhin  zuständigen  Polizeibehörden  der
 Länder.  Auf  diese  Weise  können  Kontrollkräfte  –  sowohl  auf
 Seiten  der  Polizeibehörden  der  Länder  als  auch  auf  Seiten
 des  Bundesamtes  –  gebündelt  und  in  der  Folge  Synergie-
 effekte  für  den  gesamten  Bereich  der  Verkehrssicherheit  er-
 zielt  werden,  weil  eine  Hinzuziehung  der  Polizei  damit  über-
 wiegend entbehrlich sein wird.

 Die  Aufnahme  der  Überprüfung  der  Fahrerlaubnis  stellt
 damit  eine  sinnvolle  Erweiterung  der  Kontrollbefugnisse  des
 Bundesamtes dar.
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Eine  zusätzliche  Belastung  oder  ein  zeitlicher  Mehraufwand
 auf  Seiten  des  Fahrpersonals  ist  mit  dieser  Gesetzesänderung
 nicht  verbunden.  Bereits  nach  der  bislang  geltenden  Rechts-
 lage  kann  nach  §  12  Abs.  1  Satz  2  GüKG  die  Aushändigung
 des  Führerscheins  verlangt  werden.  Eine  Vorlage  der  Fahr-
 erlaubnis  kann  darüber  hinaus  auch  im  Rahmen  des  vom
 Bundesamt  kontrollierten  Gesetzes  über  die  Grundqualifika-
 tion  und  Weiterbildung  der  Fahrer  bestimmter  Kraftfahrzeu-
 ge  für  den  Güterverkehr  von  Berufskraftfahrern  verlangt
 werden.  Insoweit  erfolgt  der  nach  diesem  Gesetz  erforder-
 liche  Nachweis  der  Qualifikation  und  Weiterbildung  regel-
 mäßig  über  eine  im  Führerschein  eingetragene  Schlüssel-
 nummer.

 Durch  den  neu  eingeführten  Buchstaben  o  hat  das  Bundes-
 amt  künftig  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorschriften  über
 Lkw-Fahrverbote  eingehalten  werden.  Die  Erweiterung  des
 Überwachungsauftrages  ermöglicht  es  dem  Bundesamt  in
 Zukunft,  im  Rahmen  seiner  bundesweiten  und  länderüber-
 greifenden  Straßenkontrollen  die  Überwachungstätigkeit
 der  Länder  hinsichtlich  der  Einhaltung  der  aufgeführten
 Lkw-Fahrverbote wirksam zu unterstützen.

 Nach  der  bisherigen  Rechtslage  besteht  kein  entsprechender
 gesetzlicher  Überwachungsauftrag  des  Bundesamtes.  Man-
 gels  originärer  Kontrollzuständigkeit  ist  es  den  Beauftragten
 des  Bundesamtes  daher  bislang  auch  nicht  möglich,  bei
 Antreffen  trotz  Fahrverbotes  fahrender  Lastkraftwagen  die
 Weiterfahrt  zu  untersagen.  Vielmehr  bedarf  es  hierzu  in  je-
 dem  Einzelfall  der  Hinzuziehung  der  jeweils  zuständigen
 Polizeibehörde.  Diese  Verfahrensweise  bindet  unnötig  Poli-
 zeikräfte  und  hindert  diese  an  der  Wahrnehmung  ihrer
 sonstigen  Aufgaben.  Teilweise  scheitert  eine  rechtzeitige
 Hinzuziehung  auch  wegen  anderweitiger  vorrangiger  Auf-
 gabenwahrnehmung.

 Es  hat  sich  jedoch  gezeigt,  dass  gerade  auch  im  Interesse  ei-
 nes  fairen  Wettbewerbs  ein  starkes  Bedürfnis  an  einem  Aus-
 bau  der  Kontrollen  besteht.  Insbesondere  Verbände  des
 Straßengüterverkehrs  beklagen  vermehrt  die  unzulängliche
 Überwachung  und  Durchsetzung  der  Lkw-Fahrverbote  und
 den  damit  auf  Seiten  rechtstreuer  Güterkraftverkehrsunter-
 nehmer verbundenen Wettbewerbsnachteile.

 Eine  unzureichende  Überwachung  und  Durchsetzung  lässt
 auf  Dauer  eine  Einbuße  an  Akzeptanz  der  vorgenannten
 Fahrverbote  befürchten.  Die  konsequente  Überwachung  und
 Durchsetzung  der  Lkw-Fahrverbote  ist  daher  gerade  auch
 für  deren  Akzeptanz  im  Straßentransportgewerbe  dringend
 geboten.

 Zu Nummer 6  (§  12)

 Zu Buchstabe a (§  12 Abs.  1 Satz  3)

 Mit  der  Gesetzeserweiterung  wird  sichergestellt,  dass  das
 Bundesamt  seinem  Überwachungsauftrag  im  Rahmen  von
 Straßenkontrollen  effektiver  gerecht  werden  kann,  indem
 eine  aktive  Mitwirkungspflicht  des  kontrollierten  Fahrperso-
 nals verankert wird.

 §  12  GüKG  regelt  die  Befugnisse  des  Bundesamtes  zur
 Erfüllung  des  Überwachungsauftrages  nach  §  11  Abs.  2
 GüKG.  Danach  kann  das  Bundesamt  Stichprobenkontrollen
 durchführen  und  die  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  erfor-
 derlichen  Ermittlungen  anstellen.  Nach  der  Aufzählung  in
 §  12  GüKG  obliegt  dem  Fahrpersonal  dabei  die  Pflicht,

 Weisungen  und  Zeichen  der  Kontrolleure  zu  befolgen,  etwa-
 ige  Dokumente  auszuhändigen  und  Auskünfte  wahrheitsge-
 mäß zu erteilen.

 Eine  allgemeine  Mitwirkungspflicht  des  Fahrpersonals  ist
 bislang  für  den  Bereich  der  Straßenkontrollen  nicht  aus-
 drücklich  normiert.  Eine  Pflicht  zur  aktiven  Unterstützung
 der  Durchführung  von  Kontrollen  war  gemäß  §  12  Abs.  4
 GüKG  bislang  lediglich  im  Rahmen  von  Betriebskontrollen
 vorgeschrieben.

 Erfahrungen  in  der  Kontrollpraxis  zeigen  jedoch,  dass  eine
 Mitwirkungspflicht  zur  effektiven  Erfüllung  des  Über-
 wachungsauftrages  auch  im  Rahmen  von  Straßenkontrollen
 notwendig  sein  kann.  Beispiele  aus  der  Kontrollpraxis  sind
 unter  anderem  das  Öffnen  der  Laderäume  oder  die  Ermög-
 lichung  der  Überprüfung  des  digitalen  Kontrollgerätes  durch
 Aktivierung der Zündung.

 Daher  ist  eine  entsprechende  Mitwirkungspflicht  auch  für
 den Bereich der Straßenkontrollen aufzunehmen.

 Zu Buchstabe b (§  12 Abs.  4 Satz  1 Nr.  2)

 Die  Änderung  trägt  der  Entwicklung  einer  zunehmenden
 Digitalisierung  von  Betriebsunterlagen  und  Unternehmens-
 papieren im Wirtschaftleben Rechnung.

 Betriebskontrollen  sollen  Erkenntnisse  über  Betriebsvorgän-
 ge  und  -abläufe  im  Hinblick  auf  bestimmte  Tatsachen  ver-
 mitteln.  Hierzu  ist  Voraussetzung,  dass  die  Kontrolldienste
 des  Bundesamtes  umfassende  Einsicht  in  alle  diejenigen  Be-
 triebsunterlagen  und  geschäftlichen  Dokumente  erlangen
 können,  die  eine  Aussage  über  die  Einhaltung  der  vom  Bun-
 desamt  überwachten  Rechtsvorschriften  ermöglichen.  Dies
 erfordert  zunehmend  auch  einen  Zugriff  auf  sämtliche  elek-
 tronische  Daten  sowie  die  Möglichkeit,  Ausdrucke  etwaiger
 elektronisch  gespeicherter  Daten  zu  fertigen.  In  naher  Zu-
 kunft  ist  zudem  die  Einführung  des  elektronischen  Fracht-
 briefs  sowie  elektronischer  Beförderungspapiere  zu  er-
 warten.

 Klarstellend  soll  daher  die  Möglichkeit  der  Einsichtnahme  in
 elektronische  Dokumente  sowie  der  Übertragung  auf  Daten-
 träger  und  der  Anfertigung  von  Abschriften,  Auszügen,  Aus-
 drucken und Kopien im Wortlaut verankert werden.

 Zu Buchstabe c (§  12 Abs.  6 Nr.  5)

 Die  Neufassung  berücksichtigt  die  mit  Inkrafttreten  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1/2005  des  Rates  vom  22.  Dezember  2004
 über  den  Schutz  von  Tieren  beim  Transport  und  damit  zu-
 sammenhängenden  Vorgängen  sowie  zur  Änderung  der
 Richtlinien  64/432/EWG  und  93/119  EG  und  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1255/97  am  5.  Januar  2007  eingetretene
 Rechtslage.

 Mit  Inkrafttreten  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1/2005  bestim-
 men  sich  die  Anforderungen  an  grenzüberschreitende
 Tiertransporte  ausschließlich  nach  den  entsprechenden
 EU- Vorschriften.  Für  etwaige  Zuwiderhandlungen  im  Zu-
 sammenhang  mit  grenzüberschreitenden  Tiertransporten  gilt
 gemäß  §  18  Abs.  3  Nr.  2  Buchstabe  a  TierschutzG  dement-
 sprechend  die  Verordnung  zur  Durchsetzung  bestimmter
 Vorschriften  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1/2005  des  Rates  vom
 22.  Dezember  2004  über  den  Schutz  von  Tieren  beim  Trans-
 port  und  damit  zusammenhängenden  Vorgängen  sowie  zur
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Änderung  der  Richtlinien  64/432/EWG  und  93/119  EG  und
 der Verordnung (EG) Nr.  1255/97.

 Die  Einbeziehung  des  §  18  Abs.  3  Nr.  2  Buchstabe  a  Tier-
 schutzG  ermöglicht  somit,  dass  auch  bei  grenzüberschreiten-
 den  Beförderungen  anlässlich  einer  Straßenkontrolle  des
 Bundesamtes  festgestellte  Zuwiderhandlungen  als  Zufalls-
 funde an die zuständigen Behörden übermittelt werden.

 Zu Buchstabe d  (§  12 Abs.  7)

 Die  Erlaubnisse  und  Lizenzen  sind  an  den  Unternehmer  ge-
 bunden  und  nicht  übertragbar.  Folglich  handelt  derjenige
 ordnungswidrig,  der  unter  Verwendung  fremder  Lizenzen
 entsprechende  Güterbeförderungen  durchführt  (Artikel  5
 Abs.  4  Satz  1  und  2  der  VO  881/92  bzw.  §  19  Abs.  1  Nr.  13
 GüKG).  Daneben  handelt  aber  auch  derjenige  ordnungswid-
 rig,  der  andere  Personen  öffentlich  zur  Begehung  von  Ord-
 nungswidrigkeiten  auffordert  und  derjenige,  der  eine  solche
 Person  hierbei  unterstützt  (§  116  Abs.1  OWiG).  Die  Aufnah-
 me  der  Auskunftsansprüche  des  Bundesamtes  in  das  Güter-
 kraftverkehrsgesetz  erfolgt  daher,  um  der  Förderung  des
 missbräuchlichen  Einsatzes  von  Berechtigungen  durch  Drit-
 te  im  gewerblichen  Güterverkehr  gezielt  entgegenwirken  zu
 können.  Erfasst  werden  Veröffentlichungen  in  allen  Medien,
 insbesondere  auch  solche  im  Internet.  Eine  vergleichbare
 Regelung  findet  sich  in  §  7  des  Schwarzarbeitsbekämp-
 fungsgesetzes.

 Zu Nummer 7  (§  14)

 Zu den Buchstaben a und b  (§  14 Abs.  1 und 2)

 Die  einzelnen  Ergänzungen  des  §  14  Abs.  1  GüKG  erfolgen
 im  Wesentlichen  zur  Klarstellung  des  bereits  jetzt  schon  be-
 stehenden  Arbeitsauftrages  des  Bundesamtes  im  Bereich  der
 Marktbeobachtung.

 Dies  gilt  insbesondere  für  die  Aufnahme  des  Verkehrsträgers
 „Luft“.  Die  Aufnahme  erfolgt  zur  Klarstellung  für  die  auch
 insoweit bereits beim Bundesamt angesiedelte Aufgabe.

 Zusätzlich  berücksichtigt  die  Neufassung  die  auf  Grund  der
 geplanten  Neuverteilung  der  Zuständigkeiten  im  Bereich  der
 Verkehrsstatistik  für  die  Marktbeobachtung  und  Statistik
 durch das Bundesamt notwendigen Änderungen.

 Mit  der  Ergänzung  von  §  14  Abs.  2  wird  die  rechtliche
 Grundlage  für  eine  auch  vom  Bundesrechnungshof  empfoh-
 lene  Weiterentwicklung  der  Marktbeobachtung  geschaffen.
 Diese  soll  verstärkt  sekundärstatistische  Analysen  einbezie-
 hen  und  Prognosen  zur  kurz-  und  mittelfristigen  Verkehrs-
 entwicklung liefern.

 Der  Bundesrechnungshof  hat  sich  in  einer  Empfehlung  dafür
 ausgesprochen,  zur  Bündelung  vorhandener  Ressourcen  und
 Infrastrukturen  die  Zuständigkeiten  im  Bereich  der  Güter-
 kraftverkehrsstatistik  neu  zu  ordnen.  Im  Zuge  der  geplanten
 Umsetzung  der  Empfehlung  ist  eine  Neuausrichtung  der
 Marktbeobachtung  und  Statistik  auf  Seiten  des  Bundesamtes
 vorgesehen.  Für  die  in  Zukunft  durchzuführende  Markt-
 beobachtung  bedeutet  dies  insbesondere  die  Erstellung  über-
 greifender  sekundärstatistischer  Auswertungen  sowie  die
 Betreuung  oder  Erstellung  der  sogenannten  gleitenden  Mit-
 telfristprognose für alle Verkehrsträger.

 Die  vorgenannten  Änderungen  begründen  keine  zusätz-
 lichen  Pflichten  für  die  Unternehmen  des  Güter-  und  Perso-
 nenkraftverkehrs.

 Zu Buchstabe c (§  14 Abs.  3)

 Die  Aufnahme  des  Kraftfahrt-Bundesamtes  in  die  Aufzäh-
 lung  der  amtlichen  Statistikproduzenten  ist  im  Hinblick  auf
 die  in  Artikel  2  dieses  Gesetzes  geregelte  Aufgabenbünde-
 lung  bei  der  Güterkraftverkehrsstatistik  erforderlich,  um
 auch  in  Zukunft  sicherzustellen,  dass  dem  Bundesamt  für
 Güterverkehr  die  zur  Erfüllung  der  Marktbeobachtung  und
 Statistik  erforderlichen  Daten  in  effizienter  Weise  zur  Ver-
 fügung gestellt werden.

 Zu Nummer 8 (§  15)

 Die  Ergänzung  des  §  15  Abs.  4  Nr.  3  GüKG  normiert  eine
 Rechtsgrundlage  für  die  Nutzung  der  in  der  Unternehmens-
 datei gespeicherten Daten durch das Bundesamt.

 Dem  Bundesamt  für  Güterverkehr  sind  mit  Inkrafttreten  des
 Gesetzes  zur  Sicherung  von  Verkehrsleistungen  am  29.  Juli
 2004  neue  Aufgaben  übertragen  worden.  Für  die  Erfüllung
 dieser  Aufgaben  ist  ein  Zugriff  auf  die  in  der  Unternehmens-
 datei gespeicherten Daten unerlässlich.

 Da  die  in  der  Unternehmensdatei  gespeicherten  Daten  aber
 zu  einem  erheblichen  Anteil  auch  personenbezogene  Daten
 enthalten,  bedarf  es  einer  entsprechenden  gesetzlichen
 Ermächtigung  für  die  Nutzung  dieser  personenbezogenen
 Daten.

 Zu Nummer 9 (§  20)

 Die  Gesetzesänderung  ermächtigt  das  Bundesamt  nunmehr
 auch  zur  Anordnung  von  Sicherheitsleistungen  bei  Gefahr
 im  Verzuge  im  Falle  von  Zuwiderhandlungen  gegen  solche
 Vorschriften,  hinsichtlich  derer  das  Bundesamt  zwar  Er-
 mittlungs-, nicht aber Bußgeldbehörde ist.

 Zweck  hierbei  ist  es,  bei  Verstößen  gegen  Vorschriften,  die
 dem  Überwachungsauftrag  des  Bundesamtes  unterliegen,
 eine  wirksame  Ahndung  von  Zuwiderhandlungen  auch  ge-
 genüber Gebietsfremden zu gewährleisten.

 Angesichts  fehlender  grenzüberschreitend  verbindlicher
 Durchsetzungsmechanismen  ist  die  Anordnung  der  Sicher-
 heitsleistung  gegenüber  Betroffenen,  die  im  Geltungsbereich
 des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkeiten  keinen  festen
 Wohnsitz  oder  Aufenthalt  haben,  eine  unerlässliche  Maß-
 nahme  für  die  wirksame  Ahndung  etwaiger  Zuwiderhand-
 lungen.

 Die  Anordnung  von  Sicherheitsleistungen  bei  Gefahr  im
 Verzuge  ist  nach  §  132  Abs.  2  StPO  i.  V.  m.  §  46  Abs.  1,  2
 OWiG allerdings den Verfolgungsbehörden vorbehalten.

 Verfolgungsbehörde  ist  das  Bundesamt  nur  dann,  wenn  dies
 spezialgesetzlich  angeordnet  ist.  Insbesondere  für  die  vom
 Bundesamt  überwachten  straßenverkehrsrechtlichen  Vor-
 schriften  fehlt  es  an  einer  solchen  gesetzlichen  Anordnung.
 Insoweit  besteht  zwar  eine  umfassende  Ermittlungsbefugnis.
 Eine  damit  korrespondierende  Bußgeldzuständigkeit  ist  dem
 Bundesamt jedoch nicht zugewiesen.

 Von  den  Beauftragten  des  Bundesamtes  festgestellte  Zu-
 widerhandlungen  Gebietsfremder  konnten  daher  in  der  Ver-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 11 – Drucksache 16/9236
gangenheit  zwar  beanstandet  und  zur  weiteren  Verfolgung
 an  die  zuständigen  Bußgeldbehörden  der  Länder  weiter  ge-
 leitet  werden.  Mangels  zuvor  erhobener  Sicherheitsleistung
 war  eine  tatsächliche  Durchsetzung  der  Geldbuße  in  der
 überwiegenden  Anzahl  der  Fälle  jedoch  nicht  zu  realisieren.

 Letztlich  führte  dies  zu  einer  faktischen  Besserstellung  von
 Gebietsfremden  gegenüber  Gebietsansässigen,  da  diese
 keine  tatsächlich  durchsetzbaren  Sanktionen  zu  befürchten
 hatten.

 Eine  unzureichende  Sanktionierung  und  Durchsetzung  von
 bußgeldbewehrten  Verhaltenspflichten  und  Verboten  min-
 dert  langfristig  deren  abschreckende  Wirkung  und  verur-
 sacht dadurch letztlich eine Einbuße an Verkehrssicherheit.

 Eine  konsequente  Verfolgung  und  Ahndung  straßenver-
 kehrsrechtlicher  Vorschriften  (u.  a.  Ladungssicherung,  tech-
 nische  Unterwegskontrolle)  ist  damit  nicht  nur  aus  Gründen
 der  Gleichbehandlung,  sondern  auch  im  Interesse  der  Allge-
 meinheit zwingend erforderlich.

 Dies  steht  auch  im  Einklang  mit  jüngsten  Initiativen  der
 Europäischen  Gemeinschaft,  die  wirksame  und  effektive
 Durchsetzung  von  Vorschriften  über  die  Sicherheit  im  Stra-
 ßenverkehr grenzüberschreitend voranzutreiben.

 Die  Eilkompetenzen  der  Verwaltungsbehörden  der  einzelnen
 Bundesländer  werden  durch  diese  Regelung  nicht  berührt.
 Die  durch  den  Straßenkontrolldienst  des  Bundesamtes  an-
 lässlich  der  Anordnung  einer  Sicherheitsleistung  eingenom-
 menen  Beträge  sind  an  die  zuständigen  Bußgeldbehörden
 der Länder (Tatortprinzip) weiterzuleiten.

 Zu Artikel 2

 Allgemein

 Nach  §  27  Abs.  2  Satz  2  des  Verkehrsstatistikgesetzes  ist  im
 Rahmen  der  Güterkraftverkehrsstatistik  das  Kraftfahrt-
 Bundesamt  zuständig  für  die  Erhebung  der  Daten  zum  Werk-
 verkehr,  während  das  Bundesamt  für  Güterverkehr  für  die
 Erhebung  der  Daten  zum  gewerblichen  Güterkraftverkehr
 zuständig ist.

 Diejenigen  Halter,  die  Fahrzeuge  im  Werkverkehr  und  im
 gewerblichen  Verkehr  einsetzen,  müssen  wechselweise  an
 zwei  Behörden  berichten.  Zum  Teil  hat  dies  zu  Verwirrung
 und  Unverständnis  bei  den  Befragten  geführt.  Auch  hat  sich
 gezeigt,  dass  in  der  Praxis  eine  Zuordnung  der  Fahrzeuge
 nach  Einsatz  im  Werkverkehr  bzw.  gewerblichen  Verkehr
 auf  Basis  der  Registerangaben  nicht  trennscharf  möglich  ist,
 so  dass  derzeit  bereits  40  Prozent  des  gewerblichen  Verkehrs
 an  das  Kraftfahrt-Bundesamt  berichtet  werden.  Schließlich
 kann  die  im  Rahmen  von  „Bund-Online“  vorgesehene  Ein-
 führung  und  Pflege  eines  elektronischen  Fragebogens  nur
 dann  wirtschaftlich  sinnvoll  erfolgen  und  allen  Befragten
 zugute  kommen,  wenn  die  Zuständigkeit  für  die  Erhebung
 ungeteilt  bei  einer  Behörde  liegt.  Deshalb  wird  die  bestehen-
 de  Aufgabenteilung  bei  der  Statistik  des  Güterkraftverkehrs
 aufgehoben,  und  die  Zuständigkeiten  werden  beim  Kraft-
 fahrt-Bundesamt  gebündelt.  Dies  ist  auch  eine  Forderung
 des Bundesrechnungshofes.

 Zu Nummer 1  (§  9 Abs.  1)

 Die  Erhebung  nach  §  1  Nr.  3  soll  nach  dem  neuen  §  27
 Abs.  2  vom  Kraftfahrt-Bundesamt  in  alleiniger  Zuständig-

 keit  durchgeführt  werden.  Die  Notwendigkeit  einer  Kenn-
 zeichenübermittlung  für  die  Fahrzeuge  aus  der  Stichprobe
 zum  gewerblichen  Verkehr  sowie  der  Übermittlung  fahr-
 zeugbezogener  Merkmale  aus  dem  Zentralen  Fahrzeugregis-
 ter  des  Kraftfahrt-Bundesamtes  an  das  Bundesamt  für  Güter-
 verkehr nach Absatz 1 entfällt daher.

 Zu Nummer 2 (§  10 Abs.  1)

 In  §  10  Abs.  1  wird  die  Regelung  zur  Vernichtung  von  Er-
 hebungsunterlagen  auf  das  künftig  allein  für  die  Erhebung
 des  Güterkraftverkehrs  zuständige  Kraftfahrt-Bundesamt
 beschränkt.

 Zu Nummer 3 (§  27 Abs.  2)

 Die  Aufgaben  des  Bundesamtes  für  Güterverkehr  im  Rah-
 men  der  Erhebung  des  Güterkraftverkehrs  nach  §  1  Nr.  3  be-
 schränken  sich  auf  die  DV-Erfassung  der  papiergebundenen
 Fragebögen  für  den  gewerblichen  Verkehr  mittels  Beleg-
 leseverfahren.  Diese  umfasst  ca.  30  Prozent  der  Erhebungs-
 bögen  und  wird  künftig  durch  die  Einführung  eines  elektro-
 nischen  Fragebogens  vermutlich  an  Bedeutung  verlieren.
 Für  alle  übrigen  Verfahrensschritte  (Stichprobenziehung,
 Erfassung  des  Werkverkehrs,  Zusammenführen  von  Werk-
 verkehr  und  gewerblichem  Verkehr,  Hochrechnung,  Aus-
 wertung  und  Veröffentlichung  der  Ergebnisse)  ist  schon  nach
 der  bisherigen  Rechtslage  das  Kraftfahrt-Bundesamt  zustän-
 dig.  Auf  Grund  dieses  deutlichen  Übergewichts  in  der  Auf-
 gabenwahrnehmung  ist  die  Zusammenführung  der  Zustän-
 digkeiten  beim  Kraftfahrt-Bundesamt  als  die  sachdienlichste
 Lösung  anzusehen.  Die  Erhebung  nach  §  1  Nr.  3  soll  daher
 künftig  nicht  nur  für  den  Werkverkehr,  sondern  auch  für  den
 gewerblichen  Verkehr  vom  Kraftfahrt-Bundesamt  durch-
 geführt werden.

 Zu Nummer 4  (§  29 Abs.  1)

 Mit  der  Änderung  werden  nach  der  Neufassung  des  §  27
 Abs.  2  die  Zuständigkeiten  für  die  Veröffentlichung  der  Sta-
 tistiken klargestellt.

 Zu Artikel 3

 Mit  dem  zweiten  Gesetz  zur  Änderung  des  Güterkraftver-
 kehrsgesetzes  soll  der  Überwachungsauftrag  des  Bundes-
 amtes  für  Güterverkehr  um  die  Überprüfung  der  Einhaltung
 der  Rechtsvorschriften  des  Fahrerlaubnisrechts  beim  Führen
 von  Kraftfahrzeugen  zur  Straßengüterbeförderung  erweitert
 werden.

 Zwingende  Voraussetzung  für  eine  effektive  Erfüllung
 dieses  Überwachungsauftrages  in  der  Kontrollpraxis  ist  je-
 doch  eine  Berechtigung  des  Bundesamtes,  über  den  auto-
 matisierten  Abruf  im  Zentralen  Fahrerlaubnisregister  auf
 entsprechende  Daten  zurückgreifen  zu  können.  Denn  allein
 unter  Zuhilfenahme  dieses  Online-Verfahrens  lässt  sich  un-
 mittelbar  schon  am  Kontrollort  klären,  ob  der  Betroffene  in
 Besitz  einer  Fahrerlaubnis  ist,  die  ihm  im  Zeitpunkt  der  An-
 frage auch eine Fahrberechtigung verleiht.

 Es  ist  daher  auch  geplant,  die  Übermittlung  von  Daten  aus
 dem  Fahrerlaubnisregister  an  das  Bundesamt  zu  ermög-
 lichen  und  dazu  auch  den  automatisierten  Abruf  zu  nutzen
 (§§  51,  52  der  Verordnung  über  die  Zulassung  von  Personen
 zum Straßenverkehr – Fahrerlaubnis-Verordnung).
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Zu Artikel 4

 Artikel  4  ermächtigt  das  Bundesministerium  für  Verkehr,
 Bau  und  Stadtentwicklung  das  Güterkraftverkehrsgesetz  in
 der  vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an  geltenden  Fassung
 im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

 Zu Artikel 5

 Artikel 5 regelt das Inkrafttreten.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  o.  g.
 Gesetzes  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informations-
 pflichten begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Entwurf  werden  zwei  Informationspflichten  der
 Wirtschaft  modifiziert.  Die  Änderungen  wirken  sich  nicht
 auf  die  Höhe  der  Bürokratiekostenbelastung  aus.  Für  die
 Verwaltung  werden  zwei  Informationspflichten  abgeschafft
 und eine modifiziert.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines
 gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  843.  Sitzung  am  25.  April  2008
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Abs.  2
 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 Nr.  2 und 3 Buchstabe a
 (§  5 Satz  2 und §  7b Abs.  1 Satz  1 GüKG)

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  Nummer 2 ist wie folgt zu fassen:

 ‚2.  In  §  5  Satz  2  werden  die  Wörter  „Republik  Est-
 land  und  der  Republik  Ungarn“  durch  die  Wörter
 „Republik  Estland,  der  Republik  Ungarn,  der
 Republik  Bulgarien  und  der  Republik  Rumänien“
 ersetzt.‘

 b)  In  Nummer  3  Buchstabe  a  ist  in  §  7b  Abs.  1  Satz  1
 nach  der  zweiten  Angabe  „Sozialgesetzbuch“  die
 Klammer zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Hierbei  handelt  es  sich  ausschließlich  um  redaktionelle
 Änderungen und Richtigstellungen.

 2.  Zu Artikel 1 Nr.  3 Buchstabe a
 (§  7b Abs.  1 Satz  1 GüKG)

 In  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  a  ist  in  §  7b  Abs.  1  Satz  1  die
 Angabe  „(§  4  Abs.  3  Satz  2  des  Aufenthaltsgesetzes)“
 durch  die  Angabe  „(§  4  Abs.  3  Satz  3  des  Aufenthalts-
 gesetzes)“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Mit  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zur  Umsetzung  aufent-
 halts-  und  asylrechtlicher  Richtlinien  der  Europäischen
 Union  vom  19.  August  2007  (BGBl.  I  S.  1970)  ist  auch
 §  4  Abs.  3  des  Aufenthaltsgesetzes  neu  formuliert  wor-
 den.  Die  gesetzlichen  Verweise  auf  Sonderregelungen
 zur  Ausübung  einer  Erwerbstätigkeit,  ohne  im  Besitz
 eines  Aufenthaltstitels  zu  sein,  sind  nunmehr  in  Satz  3
 enthalten.  Es  handelt  sich  somit  um  eine  redaktionelle
 Änderung.

 3.  Zu Artikel 1 Nr.  3 Buchstabe a
 (§  7b Abs.  1 Satz  1 GüKG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  die  Formulierung  der  Änderung  in
 Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  a  „eines  gültigen  Aufenthalts-
 titels  ist,  der  die  Beschäftigung  erlaubt  (§  4  Abs.  3  Satz  1
 des  Aufenthaltsgesetzes),  oder  eines  solchen  nicht  bedarf
 (§  4  Abs.  3  Satz  2  des  Aufenthaltsgesetzes)“  alle  denk-
 baren  Fallgestaltungen  erfasst  oder  ob  die  Formulierung
 ggf. entsprechend zu überarbeiten ist.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Wortlaut  erfasst  zumindest  nicht  die  Duldungen  und
 Aufenthaltsgestattungen.  Es  sollte  daher  eine  Prüfung  er-
 folgen,  ob  eine  entsprechende  Anpassung  erforderlich  ist.

 Des  Weiteren  ist  fraglich,  ob  §  7b  auch  um  die  EU-Ar-
 beitsgenehmigung  zu  erweitern  ist.  Hierbei  ist  allerdings
 Folgendes zu berücksichtigen:

 Es  könnte  insoweit  ein  Verstoß  gegen  das  Verschlechte-
 rungsverbot  vorliegen.  Am  1.  Mai  2004  (Tag  des  Bei-
 tritts)  galt  die  Mitführungspflicht  nicht  mehr.  Gilt  eine
 Erleichterung  nach  dem  Beitritt,  so  dürfte  sie  nicht  nach-
 träglich  wieder  aufgehoben  werden.  Daneben  könnte  ein
 Verstoß  gegen  die  allgemeinen  Regelungen  der  Frei-
 zügigkeit  vorliegen:  Mit  dem  Beitritt  sind  die  Staatsange-
 hörigen  der  Beitrittsländer  Unionsbürger  geworden,  auf
 die  grundsätzlich  alle  EU-Regelungen  Anwendungen
 finden.  Es  besteht  lediglich  eine  Ausnahme  hinsichtlich
 der  Arbeitsgenehmigungspflicht  für  Arbeitnehmer  (und
 entsandte  Arbeitnehmer  in  bestimmten  Bereichen  der
 Dienstleistungserbringung).  Ausnahmen  von  allgemei-
 nen  EU-Regelungen  sind  aber  nach  der  Rechtsprechung
 des  EuGH  eng  auszulegen.  Man  könnte  also  nicht  argu-
 mentieren,  dass  die  Mitführungspflicht  ein  Annex  der
 Arbeitsgenehmigungspflicht ist.

 4.  Zu Artikel 1 Nr.  3 Buchstabe b
 (§  7b Abs.  1 Satz  2 Nr.  2 GüKG)

 In  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  b  sind  in  §  7b  Abs.  1  Satz  2
 Nr.  2  nach  den  Wörtern  „den  Aufenthaltstitel“  die  Wörter
 „bzw. die Duldung“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Ausreisepflichtigen  Ausländern,  die  im  Besitz  einer  Dul-
 dung  sind,  kann  auch  ohne  gültigen  Aufenthaltstitel  ge-
 mäß  §  4  Abs.  3  Satz  3  des  Aufenthaltsgesetzes  in  Verbin-
 dung  mit  §  10  der  Beschäftigungsverfahrensverordnung
 mit  Zustimmung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  die  Aus-
 übung  einer  Beschäftigung  erlaubt  werden.  Art  und  Um-
 fang  der  Beschäftigung  werden  als  Auflagen  gemäß  §  61
 Abs.  1  Satz  2  des  Aufenthaltsgesetzes  in  die  Duldung
 eingetragen.

 Es  ist  somit  erforderlich,  dass  der  Unternehmer  auch  da-
 für  Sorge  zu  tragen  hat,  dass  sein  Fahrpersonal  die  Dul-
 dungen mit sich führt.

 5.  Zu  Artikel  1 Nr.  5  (§  11 Abs.  2 Nr.  3 GüKG) und
 Artikel 3  (§  52 Abs.  2 StVG)

 a)  Artikel  1 Nr.  5 ist zu streichen.

 b)  Artikel 3 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Grundsätzlich  wird  die  Anpassung  der  Vorschriften  über
 die  Kontrolle  des  gewerblichen  Güterkraftverkehrs  an  die
 Erfordernisse  der  Praxis  begrüßt.  Eine  Erweiterung  des
 Aufgabenkataloges  des  Bundesamtes  für  Güterverkehr
 (BAG)  begegnet  jedoch  erheblichen  Bedenken.  Insbe-
 sondere  aus  föderalistischen  Erwägungen  ist  eine  solche
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Aufgabenerweiterung  kritisch  zu  betrachten.  Die  Über-
 wachung  des  Verkehrs  und  die  damit  verbundenen  Kon-
 trollen  sind  originäre  Länderaufgaben  und  werden  von
 diesen  auch  in  erforderlichem  Maße  wahrgenommen.
 Durch  eine  „tröpfchenweise“  Aufgabenübertragung  auf
 das  BAG  besteht  die  Gefahr  der  Unterwanderung  bzw.
 Missachtung des föderalen Prinzips.

 Eine  Ergänzung  des  Überwachungsauftrages  des  BAG,
 um  die  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Rechtsvorschrif-
 ten  des  Fahrerlaubnisrechts  beim  Führen  von  Kraft-
 fahrzeugen  zur  Straßengüterbeförderung,  erscheint  nicht
 sachgerecht  und  stellt  auch  keine  „sinnvolle  Erweiterung
 der  Kontrollbefugnisse  des  Bundesamtes“  dar,  da  dieses
 die  Befugnisse  bereits  jetzt  besitzt.  Nach  §  12  Abs.  1
 Satz  2  GüKG  bzw.  nach  dem  Gesetz  über  die  Grund-
 qualifikation  und  Weiterbildung  der  Fahrer  bestimmter
 Kraftfahrzeuge  für  den  Güterverkehr  kann  das  BAG  auch
 jetzt  schon  im  Rahmen  seiner  Kontrollen  die  Aushän-
 digung  des  Führerscheins  verlangen.  Es  ist  hier  insoweit
 nicht  ersichtlich  und  auch  von  der  Bundesregierung  nicht
 ausreichend  dargetan,  warum  für  diese  Fälle  eine  Er-
 gänzung/Erweiterung  des  Aufgabenkataloges  erforder-
 lich ist.

 Gleiches  gilt  für  die  Überwachung  der  Einhaltung  der
 Vorschriften  über  das  Sonn-  und  Feiertagsfahrverbot
 sowie  der  Ferienreiseverordnung.  Es  ist  zutreffend,  dass
 eine  konsequente  Überwachung  und  Durchsetzung  von
 Lkw-Fahrverboten  gerade  für  deren  Akzeptanz  im  Stra-
 ßentransportgewerbe  dringend  geboten  ist.  Jedoch  kann
 hier  keineswegs  davon  ausgegangen  werden,  dass  die
 Überwachung  und  Durchsetzung  dieser  Verbote  durch
 die  Länderpolizeien  nur  in  unzureichendem  Maße
 erfolgt.  Es  ist  nach  hiesiger  Auffassung  ein  erheblicher
 Unterschied,  ob  das  BAG  im  Rahmen  seiner  Kontrollen
 sporadisch  einen  Verstoß  gegen  das  Sonn-  und  Feiertags-
 fahrverbot  feststellt  und  dabei  Kräfte  der  örtlichen  Poli-
 zei  hinzuziehen  muss  oder  ob  es  einen  konkreten  gesetz-
 lichen  Auftrag  zur  flächendeckenden  Überwachung
 dieser  Vorschriften  erhält.  Im  Übrigen  ist  in  dieser  Ange-
 legenheit  in  keiner  Weise  dargelegt  worden,  wie  häufig
 z.  B.  eine  rechtzeitige  Hinzuziehung  der  Polizei  geschei-
 tert  ist  bzw.  wie  oft  das  BAG  im  Rahmen  seiner  Kontrol-
 len solche Verstöße bisher festgestellt hat.

 Zu Buchstabe b

 Da  bereits  die  Erweiterung  des  Überwachungsauftrags
 des  BAG  bezüglich  der  Überprüfung  der  Einhaltung  der
 Rechtsvorschriften  des  Fahrerlaubnisrechts  beim  Führen
 von  Kraftfahrzeugen  zur  Straßengüterbeförderung  abzu-
 lehnen  ist,  ist  auch  ein  Zugriff  auf  die  entsprechenden
 Daten  durch  automatisierten  Abruf  im  Zentralen  Fahr-
 erlaubnisrecht nicht notwendig und daher abzulehnen.

 6.  Zu Artikel 1 Nr.  6 Buchstabe a
 (§  12 Abs.  1 Satz  3 GüKG)

 In  Artikel  1  Nr.  6  Buchstabe  a  sind  in  §  12  Abs.  1  Satz  3
 die  Wörter  „,  soweit  erforderlich,“  zu  streichen  und  das
 Wort  „vorhandene“  durch  das  Wort  „erforderliche“  zu  er-
 setzen.

 B e g r ü n d u n g

 Durch  die  Neuregelung  des  §  12  Abs.  1  GüKG  soll  si-
 chergestellt  werden,  dass  dem  Fahrpersonal  eine  Mitwir-
 kungspflicht  bei  Straßenkontrollen  obliegt.  Durch  die
 Wörter  „soweit  erforderlich“  wird  diese  Verpflichtung  re-
 lativiert.  Vor  allem  in  der  Praxis  würde  es  zu  unnötigen
 Schwierigkeiten  kommen,  da  nicht  geregelt  ist,  wer  ent-
 scheidet,  wann  eine  Mitwirkungspflicht  für  das  Fahrper-
 sonal besteht.

 Außerdem  würden  die  Kontrollen  unnötig  erschwert,
 wenn  keine  Verpflichtung  zum  Mitführen  von  Hilfsmit-
 teln  bestünde;  deshalb  sollte  das  Wort  „vorhandene“
 durch  „erforderliche“  Hilfsmittel  ersetzt  werden;  andern-
 falls  würde  bei  einer  Kontrolle  vor  Ort  die  Bestimmung
 leer laufen.

 7.  Zu Artikel 1 Nr.  6 Buchstabe d (§  12 Abs.  7 GüKG)

 In  Artikel  1  Nr.  6  Buchstabe  d  ist  §  12  Abs.  7  wie  folgt  zu
 fassen:

 „(7)  Erfolgen  Werbemaßnahmen,  veröffentlichte  An-
 zeigen  oder  Angebote  ohne  Angabe  von  Name  und  An-
 schrift  und  bestehen  in  vorgenannten  Fällen  Anhalts-
 punkte  für  ungenehmigten  Güterkraftverkehr  oder  die
 Aufforderung  hierzu,  können  das  Bundesamt  oder  die
 nach  §  21a  zuständigen  Behörden  von  demjenigen,  der
 die  Werbemaßnahme,  die  Anzeige  oder  das  Angebot  ver-
 öffentlicht  hat,  Auskunft  über  Namen  und  Anschrift  des
 Auftraggebers verlangen.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Änderung  dient  der  inhaltlichen  und  redaktionellen
 Klarstellung.

 8.  Zu Artikel 1 Nr.  9 (§  20 Abs.  1a GüKG)

 Artikel 1 Nr.  9 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Das  BAG  hat  im  Bereich  des  Straßenverkehrsrechts  bis-
 her  keine  Befugnis  zur  Anordnung  von  Sicherheitsleis-
 tungen.  Es  ist  in  bestimmten  Bereichen  des  Straßenver-
 kehrsgesetzes  (§  12  Abs.  6  GüKG)  zwar  Ermittlungs-,
 nicht  jedoch  Ahndungsbehörde.  In  dem  nun  vorliegenden
 Gesetzentwurf  der  Bundesregierung  ist  geplant,  dass  das
 BAG  neben  der  Polizei  Sicherheitsleistungen  erheben
 darf.

 Gemäß  §  132  Abs.  2  StPO  dürfen  Sicherheitsleistungen
 grundsätzlich  nur  vom  Richter  angeordnet  werden.  Le-
 diglich  bei  Gefahr  im  Verzug  steht  diese  Kompetenz  auch
 der  Staatsanwaltschaft  und  ihren  Ermittlungspersonen
 (§  152 GVG) zu.

 Es  erscheint  nicht  vertretbar,  dies  dahingehend  auszu-
 weiten,  dass  Mitarbeiter  des  BAG  –  neben  den  nur  aus-
 nahmsweise  befugten  Polizeibeamten  –  zukünftig
 Sicherheitsleistungen  erheben  dürfen.  Sollte  diese  Rege-
 lung  zustande  kommen,  würde  es  sich  um  eine  Umge-
 hung  der  klaren  Kompetenzzuweisung  in  der  Straf-
 prozessordnung handeln.

 Bei  gemeinsamen  Kontrollen  können  bereits  jetzt  Zu-
 widerhandlungen  durch  Gebietsfremde  wirksam  durch
 Sicherheitsleistung  geahndet  werden.  Im  Übrigen  ist
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durch  das  beabsichtigte  Europäische  Vollstreckungs-
 abkommen  zukünftig  gewährleistet,  dass  es  zu  keiner
 faktischen  Besserstellung  von  Gebietsfremden  gegen-
 über Gebietsansässigen kommt.

 Hinzu  kommt,  dass  den  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbei-
 tern  des  BAG  bei  Verweigerung  der  Sicherheitsleistung
 selbst  keinerlei  Zwangsmittel  zur  Verfügung  stehen.  Die
 in  §  132  Abs.  3  StPO  vorgesehene  Beschlagnahme  ist  ge-
 mäß  §  132  Abs.  3  Satz  2  i.  V.  m.  §  98  StPO  der  Staats-
 anwaltschaft  und  ihren  Ermittlungspersonen  vorbehalten.
 Hierbei  erscheint  es  ausgeschlossen,  dass  entsprechende
 Maßnahmen  des  unmittelbaren  Zwangs  etwa  im  Wege
 der  Amtshilfe  auf  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter
 des BAG delegiert werden.

 Außerdem  bestehen  Bedenken  in  Zusammenhang  mit
 Artikel  33  Abs.  4  des  Grundgesetzes  (Funktionsvor-
 behalt  für  Beamte),  wenn  zukünftig  hoheitsrechtliche
 Befugnisse  –  Einbehaltung  von  Sicherheitsleistungen  –
 nicht  mehr  von  Angehörigen  des  öffentlichen  Dienstes,
 die  in  einem  öffentlich-rechtlichen  Dienst-  und  Treuever-
 hältnis stehen, wahrgenommen werden.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Zu Nummer 1

 Zu  Artikel  1  Nr.  2  und  3  Buchstabe  a  (§  5  Satz  2  und  §  7b
 Abs.  1 Satz  1 GüKG)

 Dem Vorschlag wird zugestimmt.

 Zu Nummer 2

 Zu  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  a  (§  7b  Abs.  1  Satz  1  GüKG)

 Dem Vorschlag wird zugestimmt.

 Zu Nummer 3

 Zu  Artikel  1  Nr.  1  Buchstabe  a  (§  7b  Abs.  1  Satz  1  GüKG)

 Die  Bundesregierung  wird  im  weiteren  Gesetzgebungs-
 verfahren  prüfen,  ob  alle  denkbaren  Fallgestaltungen  in  Ar-
 tikel  1  Nr.  3  Buchstabe  a  (§  7  Abs.  1  Satz  1  GüKG)  abgebil-
 det sind.

 Die  Aufnahme  der  Arbeitsgenehmigung-EU  in  §  7b  GüKG
 begegnet  dagegen  erheblichen  Bedenken:  Die  Einführung
 der  Mitführungspflicht  der  Arbeitsgenehmigung-EU  stellt
 einen  Verstoß  gegen  das  Verschlechterungsverbot  dar.  Am
 1.  Mai  2004  bzw.  am  1.  Januar  2007  (Tag  der  Beitritte)  galt
 die  Mitführungspflicht  nicht  mehr,  da  die  Staatsangehörigen
 mit  diesem  Tag  EU-Bürger  wurden.  Eine  Mitführungspflicht
 für EU-Bürger war in §  7b GüKG jedoch nicht vorgesehen.

 Es  bestehen  lediglich  auf  Grund  der  Übergangsregelungen
 zu  den  Beitrittsverträgen  Ausnahmen  hinsichtlich  der  Ar-
 beitsgenehmigungspflicht  für  Arbeitnehmer  (und  entsandte
 Arbeitnehmer  in  bestimmten  Bereichen  der  Dienstleistungs-
 erbringung);  Ausnahmen  von  allgemeinen  EG-Regelungen
 sind  aber  nach  der  Rechtsprechung  des  Europäischen  Ge-
 richtshofes  auszulegen.  Die  Mitführungspflicht  ist  nicht  in
 den  Übergangsregelungen  zu  den  Beitrittsverträgen  genannt
 und  kann  auch  nicht  als  ein  Annex  der  Arbeitsgenehmi-
 gungspflicht angesehen werden.

 Zu Nummer 4

 Zu  Artikel  1  Nr.  1  Buchstabe  b  (§  7b  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2
 GüKG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  grundsätzlich
 zu.  Sie  wird  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren  prüfen,  ob
 darüber  hinaus  rechtstechnische  Ergänzungen  erforderlich
 sind.

 Zu Nummer 5

 Zu Artikel 1 Nr.  5 (§  11 Abs.  2 Nr.  3 GüKG) und
 Zu  Artikel 3 (§  52 Abs.  2 StVG)

 Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

 Die  Bundesregierung  hält  es  aus  Gründen  der  Verkehrs-
 sicherheit  für  notwendig,  dass  –  neben  den  auch  weiterhin
 zuständigen  Polizeibehörden  der  Länder  –  auch  das  Bundes-
 amt  für  Güterverkehr  (BAG)  die  Fahrerlaubnis  überprüfen

 darf.  Eine  Kompetenzübertragung  von  den  Ländern  auf  den
 Bund  erfolgt  nicht,  da  die  Kontrollbefugnis  des  BAG  ledig-
 lich  ergänzend  zu  den  Kontrollbefugnissen  der  Länder  hinzu
 tritt.

 Das  BAG  kann  sich  zwar  nach  §  12  Abs.  1  Satz  2  GüKG  den
 Führerschein  aushändigen  lassen;  dies  darf  aber  nur  zur
 Durchführung  der  Aufgaben  erfolgen,  die  in  §  11  Abs.  2
 GüKG  genannt  sind.  Die  Kontrolle  der  Fahrerlaubnis  ist  aber
 in  dem  Katalog  der  Aufgaben  nach  §  11  Abs.  2  GüKG  bisher
 nicht genannt.

 Zudem  ergeben  sich  durch  den  in  Artikel  3  vorgesehenen
 automatisierten  Abruf  von  Daten  aus  dem  Fahrerlaubnis-
 register  erhebliche  Synergieeffekte  bei  den  Kontrollen  so-
 wohl  für  das  BAG,  die  Polizei  der  Länder  als  auch  für  die
 Unternehmen  und  die  beteiligten  Fahrer:  Haben  Kontroll-
 kräfte  des  BAG  heute  Zweifel,  ob  ein  Fahrer  in  Besitz  einer
 gültigen  Fahrerlaubnis  ist,  müssen  sie  die  Polizeien  der  Län-
 der  hinzuziehen,  die  dann  eine  Abfrage  beim  Fahrerlaubnis-
 register  des  Kraftfahrt-Bundesamtes  vornehmen  können.
 Dadurch  werden  Kontrollen  zeitlich  unnötig  ausgedehnt  und
 erhebliche  Personalkapazitäten  sowohl  beim  BAG,  den  Poli-
 zeien der Länder und bei den Unternehmen gebunden.

 Die  Bundesregierung  ist  ferner  der  Auffassung,  dass  die  er-
 gänzende  Überwachung  der  Lkw-Fahrverbote  durch  das
 BAG  der  besseren  Durchsetzung  dieser  Verbote  dient,  ohne
 in die Kompetenzen der Länder einzugreifen.

 Zu Nummer 6

 Zu  Artikel  1  Nr.  6  Buchstabe  a  (§  12  Abs.  1  Satz  3  GüKG)

 Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

 Durch  die  Neuregelung  des  §  12  Abs.  1  GüKG  soll  die  Mit-
 wirkungspflicht  des  Fahrpersonals  bei  Straßenkontrollen
 festgelegt werden.

 Der  Vorschlag  des  Bundesrates  begegnet  verfassungsrechtli-
 chen  Bedenken,  da  er  dem  Fahrpersonal  auferlegt,  alle  erfor-
 derlichen  Hilfsmittel  bereitzustellen,  auch  wenn  diese  nicht
 mitgeführt  werden  und  die  Herbeischaffung  mit  erheblichen
 Kosten verbunden wäre.

 Demgegenüber  beschränkt  sich  der  Entwurf  der  Bundesre-
 gierung  auf  die  Verpflichtung,  die  vorhandenen  Hilfsmittel
 zur Verfügung zu stellen.

 Zu Nummer 7

 Zu Artikel 1 Nr.  6 Buchstabe d (§  12 Abs.  7 GüKG)

 Dem Vorschlag wird zugestimmt.

 Zu Nummer 8

 Zu Artikel 1 Nr.  9 (§  20 Abs.  1a GüKG)

 Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.



Drucksache 16/9236 – 18 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Für  bestimmte  Zuwiderhandlungen  gegen  straßenverkehrs-
 rechtliche  Vorschriften  (z.  B.  Ladungssicherung,  technische
 Unterwegskontrolle)  ist  das  BAG  nur  Ermittlungs-,  aber
 nicht  Bußgeldbehörde.  Daher  kann  bei  diesen  Zuwiderhand-
 lungen  durch  Gebietsfremde  keine  Sicherheitsleistung  durch
 das  BAG  erhoben  werden.  Dies  ist  nicht  nur  aus  Gründen  der
 Verkehrssicherheit,  sondern  auch  aus  Gründen  der  Gleich-
 behandlung  mit  Gebietsansässigen  bedenklich.  Die  Beden-
 ken  des  Bundesrates  werden  auch  deshalb  nicht  geteilt,  weil
 das  BAG  schon  heute  Sicherheitsleistungen  bei  der  Verfol-
 gung  von  Ordnungswidrigkeiten  erhebt,  für  die  es  selbst
 Bußgeldbehörde  ist  (z.  B.  Verstöße  gegen  Fahrpersonalvor-
 schriften durch Gebietsfremde – §  9 Abs.  2 FPersG).

 Der  Einwand  des  Bundesrates,  das  BAG  könne  keine
 Zwangsmittel  zur  Durchsetzung  der  Sicherheitsleistung  ein-
 setzen,  ist  nicht  stichhaltig,  da  das  BAG  gemäß  §  13  Abs.  2
 Nr.  2 GüKG die Weiterfahrt untersagen kann.

 Selbst  wenn  das  Europäsche  Vollstreckungsabkommen  zu
 einem  späteren  Zeitpunkt  anwendbar  sein  wird,  wird  diese
 Problematik  nicht  beseitigt;  das  Europäische  Vollstre-
 ckungsabkommen  bezieht  sich  nur  auf  die  Mitgliedstaaten
 der  Europäischen  Union.  Gerade  bei  Lkw  aus  Drittstaaten
 bestehen  aber  häufig  Probleme  im  Hinblick  auf  ausreichende
 Ladungssicherung und technischen Zustand.
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